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Sitzung des NO Landtages
Aktuelle Stunden zu Beginn

Der Landtag von Niederdsterreich trat heute um 13 Uhr unter dem Vorsitz von Prasident
Ing. Hans Penz zu einer Sitzung zusammen.

Zu Beginn der Sitzung wurde Udo Landbauer (FP) als Mitglied des Landtages angelobt.
AnschlieBend wurde Werner Herbert zum Bundesrat gewahlt.

Zu Beginn der Sitzung wurde eine Aktuelle Stunde zum Thema ,Kinderschutz
wichtiger denn je - Reform jetzt" abgehalten.

Abgeordneter Erich Kénigsberger (FP) vertrat die Ansicht, dass es nicht sein
kénne, dass Diebe langer eingesperrt wirden als Kinderschander. Deshalb fordere seine
Fraktion eine Anderung des Strafrahmens und eine Ausweitung der Anzeigepflicht auf
Eltern, Verwandte und Bekannte. In Osterreich gebe es jahrlich rund 3.600 angezeigte
Sexualstrafdelikte an Kindern. Dies sei aber nur die Spitze des Eisberges, weil die
Dunkelziffer viel héher liege. Dies bedeute, dass pro Jahr bis zu 40.000 Kinder einem
Missbrauch ausgesetzt seien.

Abgeordneter Dr. Herbert Mach acek (FRANK) zitierte aus einer Studie von UNICEF,
laut der Osterreichische Jugendliche eine sehr hohe Gewalterfahrungsquote hatten. Mehr
als 50 Prozent der 17-jahrigen Madchen wirden regelmaBig Medikamente einnehmen.
Neben dem sexuellen Missbrauch sei aber auch die Kinderarmut in den letzten Jahren ein
groBes Problem geworden. Seine Fraktion fordere in diesem Zusammenhang die
Tabaksteuer flr gesundheitsférdernde MaBnahmen Zweck zu widmen. Vorbildlich in
Niederdsterreich sei auch die ,Gesunde Jause" in den Schulen. Jedes Kind habe das
Recht auf eine glickliche Kindheit.

Abgeordnete Mag. Karin Scheele (SP)befasste sich mit den Kinderschutzzentren,
der Kinderkonvention und der Kinder- und Jugendanwaltschaft. lhre Fraktion bedanke sich
bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern dieser Einrichtungen, die sich tagtaglich in ihrer
Arbeit dem Schutz der Kinder widmen. Durch nachhaltige finanzielle Ausstattung misse
dafir gesorgt werden, dass jene Menschen Hilfe bekommen, die sie bendtigen.
Kinderschutz misse Aufgabe aller Politiker und der gesamten Bevdlkerung sein.

Abgeordneter Emmerich Weiderbauer (G)sagte, echten Schutz gebe es nurim
Zusammenhang mit aktiver Taterarbeit, daher misse es auch Mannerberatungsstellen
geben. Pravention musse vor harterer Bestrafung gehen. Kinder muissten auch vor
verantwortungslosen und Uberforderten Erziehungsberechtigten geschitzt werden. Kinder
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mussten auch vor therapeutischer Unter- und mangelnder Hilfsmittelversorgung im
Gesundheitsbereich geschitzt werden.

Klubobmann Gottfied Waldhaus!| (FP) stellte fest, was die Politik an gesetzlichen
Regelungen und Strafrahmen vorgebe, reiche nicht aus. Die Politik sei daflr
verantwortlich, die Zahl der Ubergriffe zu minimieren. Die Politik misse daher schneller
sein als die Tater. Das gelte fiir den familiaren Bereich, fiir sexuelle Ubergriffe und die
Kinderarmut. Er forderte ein Kinderschutzregister, verpflichtende Kurse fur Uberforderte
Eltern, eine Anhebung der Strafgrenze auf lebenslang bzw. chemische Kastration sowie
eine vermehrte finanzielle Unterstlitzung bedurftiger Familien seitens des Landes.

Abgeordnete Christa Viadyka (SP) betonte, die Finanzierung der NO
Kinderschutzzentren sei so zu gestalten, dass ausreichend Personal eingesetzt werden
kénne. Kinder brauchten Schutz und hatten Rechte. Die Umsetzung sei eine
verantwortungsvolle Aufgabe der Politik. Kinderschutz sei mehr als Schutz vor direkter
Gewalt. Es gehore etwa auch psychischer Druck dazu. Entsprechende Gesetzgebung sei
ebenso von Néten wie ein adaquates Rechts- und Kontrollsystem.

Abgeordneter Mag. Lukas Mand| (VP)meinte, die Eltern seien die ersten Beschitzer
und die besten Anwalte ihrer Kinder. Armut betreffe zu einem Viertel alleinerziehende
Elternteile, zu einem weiteren Viertel Familien mit mehr als zwei Kindern und zu einem
Drittel Migrantenfamilien. Kinderschutz sei eine Querschnittsmaterie. Mandl fiihrte dazu
aus, dass Rauchen im Auto verboten sein sollte, wenn Kinder mitfahren. Das neue Kinder-
und Jugendhilfegesetz bringe neben Kontrolle auch Service und Pravention mit sich.
Maoglich sei damit beispielsweise die Einsicht ins Strafregister.

Abgeordneter Udo Landbauer (FP) meinte, Kinderschutz sei ein breites Gebiet.
Tragisch ware insbesonders der Bereich der sexuellen Ubergriffe, der gewerblichen
Padophilie. Grausamkeiten wiirden immer noch passieren. In diesem Bereich miisse man
die Strafobergrenzen hinaufsetzen, um Opferschutz vor Taterschutz walten zu lassen.

Es folgte eine weitere Aktuelle Stunde zum Thema ,Verantwortungen der
Bankenaufsichten und ihre Auswirkungen am Beispiel Niederdsterreich".

Abgeordneter Mag. Alfred R ied| (VP) fragte im Hinblick auf die Fehlleistungen der
Finanzmarktaufsicht ,Wer kontrolliert die Kontrolleure?". Die Finanzmarktaufsicht habe das
Eigentum der Blrger zu schitzen. Durch das Fehlverhalten sei ein beachtlicher
Reputationsschaden entstanden und das Vermdgen der Niederdsterreicher geschadigt
worden. Niederdsterreich brauche eine funktionierende und sachlich-kompetente Aufsicht.
Heute gehe es um das Aufarbeiten des Reputationsschadens.

Klubobmann Ernest Gab mann (FRANK) meinte, dass eine qualifizierte Regulierung
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einen viel héheren Stellenwert einnehmen sollte. Es gebe einen Mangel an Ausstattung,
Kompetenzen und Know-how in den Aufsichtsbehdrden. Regeln im Bankenbereich
mussten anders gestaltet werden. Banken sollten privatwirtschaftliche Eigentimer haben
und nach privatwirtschaftlichen Gesichtspunkten gefiihrt werden. Keine Bank sollte eine
derartige GroBe bekommen, um damit die 6ffentliche Hand zu erpressen.

Klubobfrau MMag. Dr. Madeleine P etrovic (G) meinte, dass der Inhalt des
Strafbescheids gegen die Hypo Niederdsterreich nicht rechtswidrig sei, sondern dieser
nicht entsprechend begrindet worden war. Was die Auskunftspflicht betreffe, bilde
Osterreich weltweit das Schlusslicht. Verdachtsmomente kdnnten einfach mit Transparenz
beiseite geschafft werden. Petrovic wlinschte sich, dass Niederdsterreich dem ein
Transparenzgesetz verabschiedet.

Klubobmann Gottfried Waldhausl (FP)vertratdie Ansicht, jeder Aufsichtsrat misse
damit rechnen, wenn er eine Position einnimmt, dass gewisse Entscheidungen beobachtet
werden. Was den vorliegenden Fall betreffe, misse man zwischen politischer
Verantwortung und dem was gerichtlich entschieden wurde, unterscheiden. Heute gehe es
darum, den Schaden fir das Bundesland abzuwehren. FlUr den Bulrger bliebe der
Eindruck, dass Schaden verschleiert oder anders dargestellt werde. Geld sei
verlorengegangen. Diese Spekulationen sollten in Zukunft abgestellt werden.

Abgeordneter Mag. Alfred Ried]| (VP) meldete sich zu einer tatsédchlichen
Berichtigung: Klubobfrau Petrovic habe gesagt, der Bescheid der FMA sei nur aufgehoben
worden, weil er nicht ausreichend begrindet war. Riedl meinte, der Bescheid sei
aufgehoben worden, weil die FMA falsch gelegen sei. Zu Klubobmann Waldhausl hielt er
fest, es habe keinen Verlust gegeben, sondern einen Gewinn.

Abgeordneter Dr. Walter L a ki (FRANK) sagte, die Kontrolleure missten derzeit so
prufen, dass sie einerseits den Job nicht verlieren wirden und sich andererseits aber auch
noch in den Spiegel schauen kénnten. Man misse den Rechnungshofprasidenten, die
Rechnungshoéfe, den Verwaltungsgerichtshof und den Verfassungsgerichtshof einer
Volkswahl unterziehen, forderte er.

Klubobmann Alfredo Rosenmaier (SP)sprach von zwei Paukenschlagen im
Zusammenhang mit der Bankenaufsicht und der Hypo Niederdsterreich. Zum einen sei
dies die Festlegung der Strafzahlung von 58 Millionen Euro gewesen, zum anderen die
Aufhebung durch den Verwaltungsgerichtshof. Es bleibe ein bitterer Beigeschmack in der
Causa, denn im Bankgeschéaft gehe es auch um das Vertrauen. Er betonte auch, dass die
FMA eine weisungsfreie Einrichtung sei und ihre Leute hervorragende Arbeit leisteten.
AbschlieBend sprach er von einem klaren Bekenntnis zur Hypo Niederdsterreich, aber
auch einem klaren Bekenntnis zur FMA. Gleichzeitig gab er auch ein klares Bekenntnis
zur Aufhebung des Bescheides ab, und drickte seine Freude Uber die Ruckfliihrung von
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58 Millionen Euro aus.

Klubobmann Mag. Klaus Schneeberger (VP)stellte zundchst die Frage, wer Uiber
die Wachter wacht. Die heutige Aktuelle Stunde (ber die Verantwortung der
Bankenaufsicht bezeichnete er als ,eine Notwendigkeit". Es brauche eine
Auseinandersetzung mit den Auswirkungen der Fehlleistungen des FMA-Vorstandes. Es
sei ein mehrfacher Schaden entstanden. So habe der gute Ruf der Hypobank gelitten.
Kunden und Mitarbeiter seien verunsichert worden. Die Hypo Niederdsterreich sei in einer
Zeit, in der andere Banken Staatshilfe brauchten, zu einer Pénale von 58 Millionen Euro
werdonnert" worden. Die Hypo Niederdsterreich habe keinen einzigen Euro Staatshilfe
gebraucht. Schaden sei auch fir die Mitglieder des Aufsichtsrates entstanden, weil sie in
den Verdacht der Beihilfe zur Untreue gekommen seien. Er kritisierte auch den Zeitpunkt,
der ,allzu zuféllig" ein halbes Jahr vor der Landtagswahl ansiedelt worden sei. Man arbeite
als Eigentimervertreter des Landes bei der Hypo Niederdsterreich ,ehrlichen Gewissens"
und der Verwaltungsgerichthof habe die RechtsmaBigkeit anerkannt.

Die weitere Berichterstattung Ober die Sitzung des NO Landtages findet man unter
http://www.landtag-noe.at/service/politik/landtag/NLK/LANDTAG20131107.doc

Amt der Niederdsterreichischen Landesregierung Mag. Christian Salzmann
Landesamtsdirektion — Pressedienst Tel:027 42/9005-1217 2
www.noe.gv.at/presse E-Mail: presse@noel.gv.at



http://www.landtag-noe.at/service/politik/landtag/NLK/LANDTAG20131107.doc
http://www.noe.gv.at/presse
mailto:presse@noel.gv.at

	Sitzung des NÖ Landtages
	Aktuelle Stunden zu Beginn


